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I. ZAHLUNG
Soweit nicht anders vereinbart, sind der 
Kaufpreis und die Preise für Nebenleistun-
gen nach Aushändigung oder Übersendung 
der Rechnung sofort zur Zahlung fällig.

II. EIGENTUMSVORBEHALT
1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Aus-

gleich der dem Verkäufer aufgrund des 
Kaufvertrages zustehenden Forderungen 
Eigentum des Verkäufers.

2. Der Käufer ist berechtigt, den Kaufge-
g e n s t a n d i m o r d n u n g s g e m ä ß e n 
Geschäftsverkehr zu verarbeiten und zu 
veräußern, solange er nicht in Verzug ist. 
Verpfändungen oder Sicherungsübereig-
nungen sind unzulässig. Die aus dem 
Weiterverkauf oder einem sonstigen 
Rechtsgrund bezüglich des Kaufgegen-
standes entstehenden Forderungen tritt 
der Käufer bereits jetzt sicherungshalber 
in vollem Umfang an den Verkäufer ab. 
Der Verkäufer ermächtigt ihn widerruflich, 
die an den Verkäufer abgetretenen 
Forderungen für dessen Rechnung im 
eigenen Namen einzuziehen. Diese 
Einziehungsermächtigung kann nur 
widerrufen werden, wenn der Käufer 
seinen Zahlungsverpflichtungen nicht 
ordnungsgemäß nachkommt.

III. SACHMANGEL
1. Ansprüche des Käufers wegen Sach-

mängeln verjähren bei Fahrzeugteilen in 
einem Jahr ab Übergabe des Kaufgegen-
standes. 
Im Fall des Einbaus des Kaufgegen-
standes in ein Kraftfahrzeug durch den 
Käufer beginnt die in Absatz 1 genannte 
Verjährungsfrist mit dem Einbau des 
Kaufgegenstandes. 
Weitergehende Ansprüche bleiben un-

berührt, soweit der Verkäufer aufgrund 
Gesetz zwingend haftet oder etwas an-
deres vereinbart wird, insbesondere im 
Falle der Übernahme einer Garantie. 
Der Käufer muss dem Verkäufer Mängel 
spätestens innerhalb einer Woche nach 
E ingang des L ie fergegenstandes 
schriftlich mitteilen. Mängel, die auch im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgange nicht 
entdeckt werden können, sind dem 
Verkäufer ohne schuldhaftes Zögern nach 
En tdeckung eben fa l l s sch r i f t l i ch 
mitzuteilen.

2. Der Verkäufer hat im Rahmen der Män-
gelbeseitigung dem Käufer die erforder-
lichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Material- und Arbeit-
skosten einschließlich der Ein- und Aus-
baukosten zu erstatten.

3. Abschnitt III Sachmangel gilt nicht für 
Ansprüche auf Schadensersatz; für diese 
Ansprüche gilt Abschnitt IV Haftung.

IV. HAFTUNG
1. Hat der Verkäufer aufgrund der geset-

zlichen Bestimmungen für einen Schaden 
aufzukommen, der leicht fahrlässig verur-
sacht wurde, so haftet der Verkäufer 
beschränkt: 
Die Haftung besteht nur bei Verletzung 
vertragswesentlicher Pflichten, etwa 
solcher, die der Kaufvertrag dem 
Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck 
gerade auferlegen will oder deren Erfül-
lung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Kaufvertrages überhaupt erst er-
möglicht und auf deren Einhaltung der 
Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen 
darf. Diese Haftung ist auf den bei Ver-
tragsabschluss vorhersehbaren typischen 
Schaden begrenzt. Soweit der Schaden 
durch eine vom Käufer für den betref-
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fenden Schadenfall abgeschlossene Ver-
sicherung (ausgenommen Summenver-
sicherung) gedeckt ist, haftet der 
Verkäufer nur für etwaige damit verbun-
dene Nachteile des Käufers, z. B. höhere 
Versicherungsprämien oder Zinsnachteile 
bis zur Schadenregulierung durch die 
Versicherung.

2. Unabhängig von einem Verschulden des 
Verkäufers bleibt eine etwaige Haftung 
des Verkäufers bei arglistigem Ver-
schweigen des Mangels, aus der Über-
nahme einer Garantie oder eines 
Beschaffungsrisikos und nach dem Pro-
dukthaftungsgesetz unberührt.

3. Die Haftung wegen Lieferverzuges richtet 
sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

4. Die Haftungsbeschränkungen dieses Ab-
schnitts gelten nicht bei Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit.

5. Diese in dem Punkt IV. niedergelegten 
Haftungsbeschränkungen gelten nicht für 
datenschutzrechtliche Anspruchsgrundla-
gen.

V. GERICHTSSTAND
Für sämtliche gegenwärtigen und zukünfti-
g e n A n s p r ü c h e a u s d e r  
Geschäftsverbindung mit Kaufleuten ein-
schließlich Wechsel- und Scheckforderun-
gen ist ausschließlicher Gerichtsstand der 
Sitz des Käufers.

VI. SCHLUSSBESTIMMUNG
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Be-
dingungen unwirksam sein oder werden, so 
wird dadurch die Wirksamkeit aller sonstigen 
Bestimmungen und die Gültigkeit des Ver-
trags im Übrigen nicht berührt. Die Ver-
tragspartner sind verpflichtet, die unwirk-
same Bestimmung durch eine ihr im 
wirtschaftlichen Erfolg möglichst gleichkom-
mende Regelung zu ersetzen.
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